
^` Reiche ElterrpwArnie uriterriehrner .I
-was  Malsfelder  Gemeindevertreter  unter  sozialer  Gerechtiqkeit .verstehen-

19.   Dezember   1991

Ein   schwarzer   Tag   für   die   Malsfelder   Ge-
me i ndevertretung .
N.icht,   weii   an   diesem   Täg  .Bürgermeister
Stöhr  wiedergewählt  wurde.
Nein,   angesi.chts   der  Arroganz,   mit   der
die   CDU-Politiker   Dobslew   und   Rehs   an
diesem  Abend   billigste   Polemik   als
Kommunalpoli+ik   verkaufen   wollten,    ist
man   nachgerade   .heilfroh,   daß  der   a]te
und   neue   Bürgermeister   doch   von   anderem
Schlage   ist.

r£ber  daß   die   Gemeindevertretung   an   diesem
bend   mit   den   Stimmen   von   SPD,CDU   und

FDP   den   Kindergartenbeitrag   um  mehr   als
30%   erhöhte(  .+20   DM),    während   sie   noch
in  der   letzten  Sitzung   die   von  der
BUNTEN   LISTE   beantragte   Erhöhung   der  Ge-
werbesteuer   um   10%   fast   einmütig   abge-
lehnt   hatte,   zeugt.  von   soziöler  Blind-
heit.
Diese   mag   bei   CDU   und   FDP   nicht   über-
raschen,   der  SPD   steht   sie   nicht  gut  zu
Gesicht.

#g3::ärBLbeantraqtAnheD.u.nLgkr
Die   BUNTE   LISTE   wollte   den   seit   den
70er   Jahren   unveränderten   Gewerbe-
steuerhebesatz   von   300   auf   330   Punkte
anh3ben,    also   um   10%.
Begründet   wurde   der  Antrag   damit,   daß   die
Unternehmen.  durch   die   Steuerreform   von

1990  massiv   steuerlich   entlastet  worden
sind.
So   zahlt   z.b.   eine   Firma   (GMBH)mit
100.000   DM   Gewinn   seit    1990   DM   5.250
weniger   Gewerbe-   und   Körperschaftsteuer
als    1989.
Hätte   die   Gemeinde  .den   Gewerbesteuer-
Hebesatz   auf   330   Punkte   erhöht,  `wäre   dem
Unternehmen   eine   Mehrbela`stung   von   625   DM
entstanden   -auf   100.000   DM   Gewinn!
Die   Firma   hätte   also.auch   nach   der  Anhe-
bung   noch   4625   DM   weniger   Steuern   zu
zahlen   als    1989!

Fortsetzun siehe  Seite  2
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REICHE    ELTERN    -ARME    UNTERNEHMER!?     (Fortsetzun von   Seite    1)

SPD.   CDU   und   FWG:   Nicht   zumutbar!.

Scharfen   Angriffen   aller  .Fraktionen   sah    .
sich   die   BUNTE   LISTE   nun   ausgesetzt.
"Kohunistische  Politik,   die  die  Kuh

(Unternehmer)   schlachten  will",   so   der
CDU-Mann   für's   Grobe,   Hilmar   Dobslaw.

•  Aber   auch   SPD   und   FWG   (die   FDP.war   nicht

anwesend)   wollten   den   Unternehmen   der.
Gemeinde   "diese   Belastung   nicht   zumuten".

Man   beachte:    Es   ging   um   625   DM  mehr   Steue  r
auf    100.000   DM   Gewinn!

Dennoch:   alle   Fraktionen   lehnten   den   An-
trag   der   BU.NTEN   LISTE   ab,   .lediglich   2   Ab-
geordnete   (Zeisler,   Reis)   enthielten   sich.

2  Wochen   sDäter:   SPD,CDU   und   FWG  für   Er-
höhuno  des  Kindergart.enbeit.ragi
Genau   12  Tage   später:   Einstimig.votieren
beide  Ausschüsse  der   Gemeindevertretung
für  die  Erhöhung  der  Kindergartenbeiträge
um   20   DM   pro   Monat   -   also   um   30%

(In   den   Ausschüssen   sind   BUNTE   LISTE   und
FDP   nicht   stimmberechtigt.)

•Wiederum   9  .Tage   später  folgte   die   schon
erwähnte.  Gemeindevertretersitzung.
Als  erster  Redner   lehnte  Heinz   Schneider
für   die   BUNTE   LISTE.  die   Erhöhung   rundweg  .
ab.
Wenn   die   Gemeindevertretung  eine   Sitzung
Vorher   auf   zusätzliche   Haushaltseinnah.men
verzichtet  hat,  .weil   sie  den   Unternehmern
geringfügige  Möhrbelastungen   nicht  zu-
muten  wolle,.  könne  sie  nicht  jetzt  von
den   Eltern  mit   Kleinkindern  mehr  Geld
verl angen .

Fortsetzung  siehe  Seite  3

Aus.züge  aus   dem   Diskussionsbeitrag   der
BUNTEN   LISTE   in   der   Gemeindevertreturig:

...Wir  betrachten   die  Bereitstellung   von
Kindergartenplätzen   als   Aufgabö   der   so-
zialen   Daseinsvorsorge,   als   eine   der
Grundaufgaben   der   Kommune,   die   zunächst
einmal   aus   den   allgemeinen   Steuermitteln
zu  erfüllen   ist..
Der  Kindefgarten   müßte,   als   Bestandteil
des   gesellschaftlichen   Bildungs-und
Erziehungssystems,   normalerweise   ebenso
kostenlos   sein   wie  die  Schule.
Ausgehend   vom   Status   Quo  wären   wir   allen-
falls.dann   bereit,   einer   Gebührenerhöhung
zuzustimmen,   wenn   keine   andere   Möglich-
keit   bliebe,   wenn   der  Bestand  des   Kinder-
gartens  gefährdet  wäre.

`Da   aber   all.e  .Fraktionen,   außer   unserer,
erst   letzte  Woche  eine  geringfügige  Mehr-
belastung   der  finanziell.  ohnehin  meist
privilegierten   Unternehmen   abgelehnt
haben,   sehen   wir   nicht®ein,   die   so   ver-
schenkten   Steuergelder   nun  .gerade   bei.  den
Eltern   vcin   Kleinkindern   einzufordern.

Eltern  erbringen  mit     der  Erziehung   von
Kindern   ohnehir}   größere   Opfer  für   die   Ge-
sellschaft   als   irgend  eine  andere  Bevöl-
kerungsgruppe .
Sie  verzichten   auf  erhebliche  Teile   ihres
Einkommens,   weil   ein   Partner  meist   nicht
mehr  berufstätig   sein   kann.
Familien   mit   Kindern   haben   gewöhnlich   ein
Pro-Kopf-Einkommen,   daß   gerade`mal    1/3
bis   1/2   des   Pro-Kopf-Einkommens   Kinder-
loser  erreicht.
Sie  tragen+ aber  erhebliche  Mehrbelastung
für   Wohnraum,    Kleidung,   Ausbildung.bis
hi.n   zu   Brillen   odör   Zahnarztkosten.
Sie   sind   die   Hauptbetroffenen   von   Wohn-
raumknappheit,   Wuchermieten   und   Zinsan-
stieg.
Wenn   wir   den   Unternehmen   keinen   Pfennig,   ,
den   Familien   mit   Kindern   aber  gleich
240   Mark   mehr   abnehmen   wollen;   'handeln   w`ir
in   höchstem   Maße   unsozial.„

•-..-     i':.-
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REICHE     ELTERN     -ARME     UNTERNEHMER!?

L)a   junge  .Familien   finanziell   meist   nicht
gerade   auf  Rosen   gebettet   sind,   bedeuten
240   DM   mehr   im   Jahr   für   sie   eine   weitaus
höhere   Belastung   als   z.b.   625   DM   für   ein
Unternehmen   mit    100.000   DM   Gewinn.
(Auszüge   aus   dem   Beitrag   siehe   Kasten)

FWG  ändert ihre  Meinung

Anschließend   verkündete   FWG-Vertreter
Knauf ,.  daß   seine   Fraktion   ihre   Meinung
geändert   habe.
Er   schlug   ei.ne   Erhöhung   der   Kindergar-

tenbeiträge   um   10   DM   vor.
AUßerdem   sei  .er  jetzt,    im   Gegensatz   z.ur

r|   #zä::e;;::::g;r:uch  für  die  Anhebung

Abe`r   auch   hier   ware.n   SPD,    CDU   und   FDP
nicht   kompromißbereit.
Mehr   Geld   von   den   Eltern   ja,.   aber   von
de.n   Unternehmen  .keine   Mark   -   dies   wa+   die
unverrückbare  Aus.sage  dieser   Parteien.
Sie   beklagten   erneut   lang   und   breit,   daß
die   BUNTE   LISTE   die   Unternehmen   belasten
wolle.      ,
Von   einer   Belastung   der   Eltern   hörte  man
kein   Wort   von   den  ."etablierten"   Parteien.

(Fortsetzungo  von.   Seite   2)

Unser  Fazit:

Es   mutet   schon   seltsam   an,   wenn   Gemeinde-

vertreter  so  tun,   als  brächte  eine  gerin.g-
fügige   steuererhöhung   den   Untern.ehmen   den
sicheren   Ruin,   während   junge   Familien
off`enbar   übe.r   unbegrenzte   Geldreserven
verfügen   -jedenfalls   kam  nicht   ein   Ver-
treter   von   SPD,   CDU   oder   FDP   auch   nur
auf  di.e   ldee,   die   höheren   Kindergarten-

beiträge  könnten   Eltern   überhaupt  belasten.
Was   diese   Herren   aber   nicht   sehen   ode+  .
nicht   sehen   wollen:
Am   1.1.92   werden   nun   nicht   nur   der   Kinder-
garten,   sondern   auch   Müllabfuhr   und   Was-
ser  teurer.
Von   ällen   Erhöhungen   sind   Familien   mit
Kinde+n   gleich  mehrfach   betroffen.
Sie   haben   meist   nur   1  `Verdiener,   aber
4   oder  5   Verbraucher.
Aus   20   Pfennig   mehr   Wassergebühr  werden      .
so,   verglichen  mit   Kinderlosen,    leicht
80   Pfennig,    1   Mafk   oder   mehr.

Dies,   absichtlich   oder.unbewußt,   völli9
zu   übersehen,   zeugt   von  `unglaublicher  .
Ignoranz.     .

Völlige   soziale   Blihdheit   -eine   andere
Wertung   fällt   uns   da.zu   beim   besten   Willen
nicht   ein.

Unter  Wasser
steht   die  Bushaltestelle   im
OT   Beiseförth   mehrmals   im
l),ihr.
Schon   am   29.6.89   hatte   die
BUNT.E   LISTE   in   der   G.emeinde-
vertretung   die   Verlegung   in
die  Ortsmitte  beantragt  -
vergebl i ch .
Nur   2   Gemeindevertreter,
nämlich   die   der   BL,   stimmten
dem   Antrag   zu..

Wir  fordern  weiter:   Verlegung
der  Haltestelle!
(Hilfsweise   wären   wir,   na-
türlich   nur   vorübergehend,
mit   der   Ausgabe   von   Schwimm-
westen   an   die  Schüler  ein-
verstanden )
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Wohriblock irn  Dorf ker
Warum   16 in   der  alten  Mühle  keine  sinnvolle  Lösunq__sind  ,

Za`nkapfel   in   der  Malsfelder   Gemeindever-
tretung   bleibt  weiterhin   die  Alte  Mühle   in
Be i seförth .
Auf   der   Dezembersitzung   wurde  mit   den
Stimmen   von   SPD,BL  und   FDP    (gegen   diö   CDU
und,FWG)   der   Bebauungsplan   für   das   Gelände
verabschiedet.

©'

Auf   der   Sitzung   ging   es   hoch   her.   CDU   -
Ma.nn   Rehs   warf   der   SPD   vor,    sie   habe   den
ürsprünglichen   P.lan   einer  Neunutzung   des
Gebäudes   "plötzlich   wie   in   einem   schlechtem
Film   gekippt„.
Zu   erklären   ist   solche  Argumentaticjn   all,er-
dingos   nur   mit   dem   CDU-üblichen   "Black-out".
Denn   aui:h   die   CDU   hatte   die   Planung   für   den
Teilabriß   der  Mühle   und   die   Gestaltung
eines   Dorfplatzes  mitgetragen.
Und   sie   hat  diese  Variante   auch   auf  der  Bür-
gerversarnmlung,   auf   der,sich   die   anwesenden
Beiseförther/innen   einmütig  für  den  Abriß
aussprachen,   vertreten.

Meinun öändert  ?
Sie   hat,   ebenso   wie   die   FWG,    ihre   Meinung
erst  geändert,   als  ein  Architekt  aus   Darm-
stadt   lnteresse  an ,dem  Gebäude  zeigte.
PIötzlich   scheint   beide   Fraktionen   die
Meinung   der   Bürgerversammlung   nicht  mehr
zu   interessieren.
Zumindest   nicht   so   sehr  wie  die   (f inan-
ziellen)   Interessen   des  Architekten.
Denn   für  diesen   ist   die   Mühle   eine   Gold-
grube.

Gle.ich   aus   mehreren   staatlichen   Töpfen
könnten   sich  .Investoren   bedieneji.
So   gibt   es   Sonderabschreibungen   füy{   den
Umbau   von   Gewerbe-   z.u   Wohnräumen   und
zusätzlich   für  die   Schaffung   von   Miet-
wohnungen,   Zuschüsse   und   Zinsverbilli-
gungen,   z.b.   von   der   Denkmalpflege,   und
ähnl iches .
Für   jemanden,   der   solche   Wohnungen   an
kapitalkräftige   Geldanleger  verkau.fen
will;    ein   Traumobjekt!   `

.Gründe  für  den  Teilabriß u
Wir  plädieren   für   die   Beibehaltung   der
jetz.igen   Planung,   weil:
•-die   Bürgerinnen   und   Bürger   Beiseförths

dies   mehrheitlich   so   wollen
-e~in   Dorfplatz   nic.ht  mehr   realisierbar

wäre,€   wenn    in   dem   Gebäude    16   Wohnungen
samt   30  oder  mehr   Parkplätzen   geschaffen
würden

-   der   Umba`u   ,in   Wohnungen   für   den   Steuer-
zahler  teurer  wäre  als  der  Abriß

-die   Wohnungen   nicht   nur   dorfuntypisch,

sondern   auch   noch   sehr  teuer  wären,   da
die   Kapitalanleger  ja   ausschließlich
wegen   ihres  .Gewinns   investieren

-mit  geringerem   Einsatz   öffentlicher  .
Mittel   dorf-und   familiengerechter   Wohn--
raum  geschaffen  werden  könnte,   z.b.   in  |/
Form   von   Einzel-   oder   Reihenhäusern   oder
der   Sanierung`  alter   Wohngebäude.

Wir   sehen   wohl,   daß   die   Gemeinde   durch   An-
kauf   und   Abriß  finanziell   belastet  wird.
Wir   übersehen.  auch   nicht,   daß   lnvestitionen
in   den   Hochlandgemeinden   dringlicher   wären.
Eine   Weichenstellung,   die   Generationen   von
Beiseförthern   jede  Möglichkeit   vo.n   Verkehrs-
beruhigung   und   Gestaltung   des   Ortskerns
verbaut,   können   wir  dennoch   nicht   akzep-
tieren.
Auch   das   Wohnraumproblem   kan.n   hier   nicht
als   Argument   taugen.   Für   Menschen,   die   sich.
die   teuren   und   kleinen   Wohnungen   in   der
Mühle   leisten   könnten,    ist   die   Wohnungsnot
kaum   ein   Problem.
Und   für   Familien  .mit   Kindern   und   einkommens-
schwächere   Menschen   kämen   diese   Wohnungen
nicht   in   Frage.
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KURZ    BERICHTET    *    KURZ    BERICHTET

Aus     12    Mönaten    Gemei.ndevertretung:

Gute  Argumente  nützen   wenig   gegen
lgnoranz   und   fehlenden   Mut   zu   Veränder-
ung.
So   auch   am   23.Mai   91:    Nach   langer   inter-
ner   und   öffentlicher   Diskussion   legt  die
BUNTE   LISTE   ihre   Vorschläge   zur   Verbes-     `
serung   des   Trinkwasserschutzes   vor.
Doch   die   anderen   Fraktionen   sind   der
Meinung,   nicht   "kompetent   genug"   zu
sein,   .um   über   den   vo.rgelegten   Entwurf

einer   neuen   Schutzzonenverodnung   zu   be-
raten .
Noch   nicht   einmal   der  Kompromiß.vorschlag
der   BL,   den   Entwurf   zur   Stellungnahme
beim   Regierungspräsidium   vorzulegen,
f indet   die   Zustimmung   der   anderen   Frak-ri Onen

+aur.ig,    aber  war:   Al.les   bleibt   beim
Alten,   die  Nitratwerte  steigen  weiter.

mfaller  des  Jahres  sind  zweifellos  die
dra ktionen   von'  SPD   und   FWG.
Im   November   1990   stimten   sie  .auf  Antrag
der   BUNTEN   LISTE   einer   Aufforderung   an
die   Bundeswehr   zu.   bei   Veranstaltungen
in   Malsfeld   künftig   auf   das   Mitführen
von   Waffen   zu   verzichten.
Doch   schon   geringer   Gegönwind   genügte,
um   beide   umfallen   zu   lassen.

Am  23.5.91    stimmten   SPD   und   FWG   für   die
Aufhebung   des   Beschlusses.
Dauerbrenner  der  Legislaturperiode   ist
der   Antrag   der   BL   vom    19.101989(.!).
Im   November   1989  .beauftragt   danach   die`.
Gemeindevertretung   den   Gemeindevor-
stand,   eine   Kosten-Nutzen   Rechnung   über
den   Einbau   einer   Regenwasser-Sammelanlage
in   ein  gemeindeeigenes   Gebäude   vorzulegen.

Über   2   Jahre   später   ist.es   dem   Gemeinde-
vorstand   hoch   immer   nicht   gelungen,   ent-
sprechende   Zahlen   vorzulegen.

Wie  wir  von  Ausländern  sprechen

Es   ist  ja   bekannt,   daß  wir   über.  unserä
Sprache   viel   mehr   ausdrücken   können   und
auch   tun,   als   die   einzelnen  'Wörter
Sagen.
So   kennen   wir   eine   Menge   von   Schimpf-
worten   für  Ausländer,   die   ich   lhnen
hier  ersp.aren  möchte.
Allgemein   wird   von   Asylanten   gesprochen,
wenn   wir   Menschen   meinen,   die   aus   poli-
tischen  oder  wirtschaftlichen   Gründen
zu      ns   kommen.
Diesen   Begriff  möchte   ich   näher  unter-
suchen.
Wie   kommt   die   Endung   "ant"   von   Asylant
eigentlich   zustande?
Es   lag   wohl   daran,   daß   ein   kurzer   AuS-
druck   für  Menschen   gesucht   und   gebraucht
wurde,   die   bei   uns   Asyl   beantragt   haben.
Asylsuchende  oder  gar  Asylbeantragende
ist   zu   lang   und   klingt   unbeholfen.
Asylant  klingt  doch  ganz   nett,   oder?

Sehen   wir   uns   aber   an,`welche   Worte
noc`h   aus   "ant"   enden,   kriegen   wir

vielleicht   ein   anderes   Bild.
Da   ist   der   "Querulant",   der   "Spekulant",
der   "Simulant"   und   andere.
Alles   Worte,   die  negativ   besetzt   sind.
Unsere   Verwaltung`,   von   der   diese   Be-
zeichnung   wohl.   stammt,   hat   doch   sonst
keine   Mühe,    sich   die   unmöglichsten   Wort-
ungeheuer   auszudenken,   wenn   es  .darum
geht,   dem   Bürger   etwas   Amtliches   nahe-
zubringen.
Spätestens,   wenn   Politiker   und   Medien
dem   Wort   "Asylant"   noch   zusaätze   wie
"flut"   oder   "schwemme"   beifügen,   wird

die  Absicht   deütlich.
Der.positive   Begriff   "Asyl"   soll   durch
derartige   Begriffe   in   den   KÖpfen   der
Menschen.   negativ   besetzt   werden.

Wir   sind   der   Meinung,   das   Wort   "Flücht-
ling"   passt   besser   und  wirkt  der  Absicht
entgegen,   eine   bestimmte   Menschenqruppe
von   vornherein   zu   diskriminieren.

Werner  Koslowski

•Wir    wünschen   allen

Leserinnen  und  Lesern  ,

besonders  auch  unseren

ausländischen  Mitbürgern,

ein  frohes,  glückliches,
friedliches  und  gesundes

Jahr   1992   !
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OEUTSCHIANO   IM  HERBST
oder:   von   ''Scheinas_ylanten"   und  Schein''christ"demokraten.

Herbst   1991:    Im   Asylbewerberheim   in   Bei-
seförth  werden   Scheiben   ei.ngeschmissen.
Jugendliche   aus   dem   Dorf?   Dieser   Anschlag
versetzt   die.Bewohner   in   Angst   und  .Schre-
cken   und   hinterläßt   in   uns   ein   Gefühl
tiefer  Sorge   und   Scham.
Stellen   sie   sich   vor,   sie   sind   aus   ihrem
Heimatland   gef lohen   vor   Hunger,   vor   Ver-
folgu.ng   und   Krieg   in   ein   La.nd,   das`als
friedfertig  gilt.   Sie.  kommen   in   ein.
kleines   hessisches   Dorf   und  werden   dort
in   eine.r  Schule  untergebracht.   Sie   spre-
chen   die   Sprache   kaum,   die   Menschen   sind
ihnen  fremd.   ihre  Sitten,   ihre   Lebensge-
wohnheiten.    Da   klirren   Schei®ben.   Sie   füh-.
len   sich   r)icht   mehr   sicher.   Mit   40   anderen
Bewohner.n   sch.lafen   sie   vorerst   im   Flur   der
Schule.   Der   hat   kei:ne   Fenster.   Die   Polizei
fährt   nun   regelmäßig   am   Heim   vorbei   -   zu
ihrer  Sicherheit.
Im  September  werden   in  Städten   der  alten
und   neuen   Bundesländer  mehrere  Asylbewer-
berheime   von   rechtsradikalen   Jugendlichen
angegriffen .

`In   Saarlouis   kommt   ein   Ghaner   am   19.   Sep-
tember.  ums   Leben.
Am   21.   September   werden   insgesamt   17   Men-
schen   bei   Überfällen   auf  Asylbewerberhei-
me   in   Sachsen   verletzt.   Mit   Stahlkugeln
und   M3ltow-CQcktails   greifen   unter  den
Beifallsbekundungen   von   Zuschauern   Rechts-
radikale   in   Ho.yerswerda   Bewohner   eines
Heimes   an.
Am   3.   Oktober   überfallen   mehrere  faschi`st-
ische   Banden   ein   von   90   Ausländern   be-
w.hntes   Heim   in   Grünberg/Hessen.

Die   ListeL  kann   seitenlang   vortgesetzt  wer-
den.    Insgesamt   sind   laut   Bundeskriminal-
amt   vom   1.    Jgnuar   bis    10.   Oktober   1991      `
mehr   als   600  Anschläge  mit   rechtsradika-
lem   Hintergrund   gegen   Ausländer   v.erübt
worden.   Davon   seien   185   Brandanschläge
auf   Sammelunterkünfte   und   Wohnungen   gewe-
Sen.
Dies   die   Statistik   für   1991   bis   zum   10.
Oktober  diesen   Jahres.   Solche  trauriaen
Ereignisse  wie   in   Beiseförth   sind   dabei
nicht  berücksichtigt.
Ja   h.ier   ist   docn   alles   So   ruhig,  und   um  die
Worte  eines   Gemeindevertreters   der  CDU
(Gemeindeversammlung   am   21.11.91.)    zu   wie-

g:::Q;:äänwÄ:sTä:ä:PS:;#c#:TS  ::s#:_
feld,   denn   di-e  gibt   es   doch   bei   uns   nicht.

Was   es   gibt   sind   zerbrochene   Scheiben.

Und   es.gibt  .die   vielfältigsten   Argumentö,
warum  wir   die  Ausländer   nicht   bedrohen,
verprügeln,   zu   Krüppeln   schlagen   sollen.
Wir   gehen   doch  so   gerne   mal   eine   Pizza
essen   und   der  ganze   Wohlstand,   den   hätten
wir  ja   auch   ohne   die  Ausländer  nicm   er-
reicht,   die   vor   allem  die   Drecksarbeit
machen.    In   diese   Richtung   denkt   auch   ein
Herr   Kohl.             t
Es   ist   natürlich   verdächtig,   wenn   Herr
Kohl    im   Verein   mit   v.ielen   anderen   begrün-
det',   warum  wir  Ausländer   nicht  massakrie-
ren  sollten.                                                         U
Was   ist   das   für   eine   Haltung   gegenüber.
meinem   Nächsten,    ihn   nur   deshalb.  nicht   zu
verprügeln,  weil   ich   einen   wirtschaftlichen
Grund   aafür   habe.

Eine   AntworJL-L   kann   heißen:

Die   Gemeindevertretung   der   Gemeinde   Mals-
feld  verurteilt  die  gewalttätigen  Angrif-
.fe   auf  Ausländer   und   Unterkünfte   von
Asylbewerbern   ganz   entsc.nieden.   Den   zu-
nehmenden   Ausländerfeindlichkeiten   muß
eine   klare  Absage  erteilt  werden..  Es
müssen   alle.Anstrengungen   unternommen
•werc!en,   damit   die   in   uiserer   Gemeinde
bisher  praktizierte.Toleranz   und  Freund-
schaft  gegenüber   unseren   ausländischen

'Mitbürgerinnen   und  '   Mitbürgern   nicht   ge-

fährdet  wird."

Fortsetzung  siehe  Seite  7
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Wirtschaftsflü.chtlingö  =  Scheinasylanten?

Mit   dieser   simplen   Gleichung   versucht   die
CDU,  ,auch   in   Malsfe.ld,    Stimmen   auf   Kostcr,
der   Ärmsten.  zu   machen.
Wer   vor   Hunger   und   A+mut   aus   seiner   Hei-
mat   flieht,   wird   von   den   "Christ"demokra-
ten   als   Schwindler   und   Betrüger   abgestem-
pelt.   Unchristlicher   kann   man   si.ch   wohl
kaum   noch   verhalten!

•Flucht  vor  Armut  nimmt  zu

Hunger   und   Armut   werden  .in   den   nächsten
Jahrzehnten   ganze   Völkerwanderungen   in
Bewegung.  setzen,    auch   zu   uns.                       Q
Die`s  .ist   logische   Folge   e.iner  Weltwirt-
schaftsordnung,   die   die   Geqensätze.  zwischen
arm  und   reich   täglich   Weiter  verschät%ft.

enken   Sie.doch   mal   über   fo.lgende   Fakten
nach :
-Ca.1/4   des   Einkc]mmens   eines   Bundesbür-

gers   resultiert   aus   der  Ausbeutung   von
Rohstoffön   und`  Arbeitskraft  der   Ent-     .
wi ck l ungs l änder

-.1/4   der  Weltbevölkerung   lebt   in   Afrika.
Dieses   Viertel   verfügt   aber  nur  über
1%   des   Welteinkommens!

-   Würde  man   jedem   Erdenbürger   nur   die
Hälfte   unseres   Ressourcenverbrauchs
und   WohlstandeB   zugestehen,   müßte   sich.

-    die  Weltindustrieproduktion   verzehn-

f dchen !
Dies   ist,   schon   ökologisc`h,   gar   nicht
mög l ich
Unsere  Verschwendungswirtschaft   ist

::-= er-
Erdbevölkerüng  weiter  bettelarm  bleibt!
also   nur   möglich,   wenn   die   Mehrhe

DEUTSCHLAND    IM   HERBST

Diese   Resolution   beschloß   die   Gemeinde-
verträtung   auf   Antrag   der   BUNTEN   LisTE
am    21.11.1991.

Nur   die   CDU   sah   sich   nicht   in   der   Lage,
die  'Gewalt  gegen   Ausländer  zu   verurteilen

Auch   das   gibt   es:    Eine   Gruppe,   die   sich
am  3.   Dezember   auf   lnit.iative  der  evan-
gelischen   Gemeinde   Malsfeld   erstmals
traf ,   um   ErFahrungen   auszutauschen   und
gemeinsam.  Vorstellungen   zu   entwickeln,.
was   bei   uns  .gegen   Ausl.änderfeindlichkeit
getan   werden   kann.

Wußten  Sie,   daß ...,
Ldie   Schulden   der   Entw.icklungsländer   von
650   Mrd.Dollar   (1980)    auf   1.320   Mrd.
Dollar   (1990)   ge.stiegen   sind?

-®der   Weltmarktpreis   für   llb   (=453   g)
Rohkaffee   von   204,.23   Cent   (1.1..1986)
auf   73,33   Cent   (25.7.1989)   gefallen   ist?

-ein   Entwicklungsland.für   den   Kauf   eines
LKW   1985   noch   92  .Sack   Kaffee,    1989   aber
schon   332   Sack   Kaffee   exportieren   mußte?

Lesenswert  zum  Thema:
"Auf   dem   Weg   zu   einer   Ökologisch-

solida.rischen  Weltwirtschaft"
von   den  .GRÜNEN    im   Bundestag.
Zu   bestellen   bei:   Bundesgeschäfts-
stelle   der   GRÜNEN,   Colmantstr..36,
5300   B.onn.1,    Preis   5,00   DM.

Flüchtlinge  in  Westeuro a
Pro=ent . der  GeiantbcvölkerunE
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Flüchtlinge  in  der  Welt•    Prozent  der  GeBaamtbevölkeruiiE
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fth«Sde kohm€fttjert :
Liebe  Malsfelderinnen  und  Malsfelder,

die   vergangenen   3   Jahre  werden   in   die   Geschichte  .ohne   Frage   als   die   Zeit   der  'Mauern
eingehen.
Mauern   sind   gefallen,   eine   nach  der  anderen.   Mauern   aus   Stein   und   Stacheldraht.
Europa   ist   nicht  mehr  geteilt,   die  Mauerbauer  mußten   ihre  Hüte  oder  mehr  nehmen.

Doch   die  Menschen   im  Osten   Europas   konnten   sich   am  hart   erkämpften,   mau°erlosen
Dasein   nicht   recht  freuen,   jedenfalls   nicht   lange.
Denn   hinter   den   Mauern   aus   Stein   kamenMauern.  aus   Geld   zum   V.orschein.   Mauern   aus
Dollar  oder   D-Mark,   unsichtbar  zwar,   aber   ebenso   unüberwindbar.
Und   so   bleiben   sie   in   ihrer  Mehrzahl,   was  .sie  waren:   außen   vor.

Doch   schon   gibt   es   Politiker,   denen   die  Mauern   aus   Geld   nicht  mehr  hoch   genug   sind.
Sie  wollen   wieder   "richti.ge"  Mauern,   aus   Stein   und   mit   Schießbefehl.
Diesmal   um   ganz   Europa,   zum   "Schutz"   gegen   die  Armen,   d.ie   nicht   mehr   damit   zufrieden
sind,   für   uns   Kaffee,   Bananen   und   Kiwis   zu   produzieren   und   dabei   ihre   Kinder   ver-
hungern   zu   sehen.

Aber  warum   in   die   Ferne   schweifen.   Auch   in   Malsfeld   spielen   Mauern   eine   nicht   un-.
erhebliche   Rolle.   Die   Mauern   in   manchen   Köpfen,   aber   auch   "ri.chtige"   Mauer.n.
Nehmen   wir   die   Mauer   am   Grundstück   unseres   alten   und   neuen   Bürgermeisters.    Im   Mals-
felder  Sandweg.

.Sie  wankte   schon,   als   die   Berliner  Mauer  noch   felsenfest   stand.
Sie  neigte  sich,   weiter  als  der  schiefe   Turm  zu   Pisa.
Sie   neigte   siöh  weiter   und  weiter,   aber   im  Gegensatz   zu   ihrer   Berliner   Kollegin
fiel   sie   nicht.   Nicht   im  November  89,   nicht   im   Jahr   1990.

Sie   sah   aus,   als   kippte   sie  jeden   Moment   auf  den   Bürgersteig;
Sie  tat  es   aber  nicht.   Und  hätte  sie  es  getan,   so  hätte  es   unseren  Stöhr  sicher
eine  Stange  Geld  gekostet.
Er   hätte  ja,'  im   Gegensatz   zu   Honecker,   eine   Neue   bauen   müssen.
Und   ob   er  die   Reste   seines   alten   Gemäuers,   wie   die  Brocken   aus.  Berlin,   für  eih.
Sündengeld   in   die   USA  hätte   verkaufen   können,   erscheint  zumindest  zweifelhaft.
Das   wär  also  ein   echtes  Minusgeschäft   geworden.

Aber,   wie  gesagt,   die'Mauer  fiel   nicht.
Vielleicht   lag   es   daran,   daß   ih  Malsfeld   keiner  demonstriert   hat.

Schließlich   war  es   dann  .aber  doch   soweit..Auf   die   Dauer   fällt   eben   jede  Mauer.
Aber  Weder   der   Bürgermeister   noch   Montagsde.mos   (wobei   hier   nicht   die  montägliche
Gemeindevorstandssitzung  gemeint   inst,   die  ja   regelmäßig  mit  einem   Demonstrations-
zug   deskompletten  Vorstands   ins   Gasthaus   Landesfeind   endet)   brachten   sie   zu   Fall:

Der®  Steuerzahler  war's,   wie   so  oft..  In   Gestalt   des   Schwalm-Eder   Kreises   brachte   er
in   trauter   Eintracht  mit  der   Gemeinde   Malsfeld   iicht   nur   das   alte€  Gemäuer   zum   längst
fälligen   Einsturz,   nein,   er   stellte   auch   gleich   noch   e.ine   funkelnagelneue   Mauer
hin.   Topmodern   in   Styling   und   Preis.
Nun   stellen   Sie   sich   doch   mal   vor,   Erich   Honecker   wäre   auf  .die   grandiose   ldee
gekomTien,   die   Berliner   Straßen   vom   Schwalm/Eder   Kreis   erneuern   zu   lassen!

Die  hätten   ihm  doch   gleich  eine  neue  Mauer  mitgeliefert  -gratis.
Weil   seine   alte  Mauer  ja  auch   arg  .lädiert  war.
Und   weil   so   etwas   im   Schwalm-Eder   Kreis   offenbar   üblich   'ist.

Das  meint  jedenfalls
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